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Bankverbindung: 
Sparkasse Holstein 
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BIC: NOLADE21HOL 

Zentrale: 
Telefon: 04531 / 160-0 
E-Mail: info@kreis-stormarn.de 
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Kreis Stormarn · Der Landrat · 23840 Bad Oldesloe FD Planung und Verkehr 
 
Zuständig:  
 
Telefon:  
Telefax:  
E-Mail:  
 
Erreichbar: Mo., Di., Do. + Fr. 08.30 - 12.00 Uhr, 

Do. 14.00 - 17.00 Uhr und nach 
Vereinbarung 

 
Adresse:  
 Mommsenstr. 14 

23843 Bad Oldesloe 
 
Aktenzeichen:  
 
Datum:             21.04.2022 
 
 

 
 
Planungsbüro 
claussen-seggelke stadtplaner 
Lippeltstraße 1 
20097 Hamburg 
 

Gemeinde Großhansdorf 
25. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 48 
Schreiben des Planungsbüros vom 17.03.2022, eingegangen am 29.03.2022 

• Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4(1) BauGB 
• Planungsstand: Vorentwurf vom 14.03.2022                     

 
 
 
Hierzu gebe ich beiliegende Stellungnahme ab.    
 
 
Im Auftrag 
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Stellungnahme 

 
Mit der Aufstellung der Bauleitpläne sollen die planerischen Voraussetzungen für die 
Errichtung von Geschosswohnbauten unter Erhalt des zentral gelegenen 2-geschossigen 
Bestandsgebäudes einer Wohnungsbaugenossenschaft, der denkmalgeschützten 
Sachgesamtheit Turnhalle, Schulkinderhaus und gartenhistorischer Bereich sowie 
Einzelbäumen und angrenzender Waldfläche geschaffen werden. 
Bei weiterer Planbearbeitung sind aus Sicht des Kreises die nachfolgend aufgeführten 
Belange entsprechend zu berücksichtigen: 
 
 
1.Landschaftspflege: 
Die untere Naturschutzbehörde (uNB) hat Planungen für dieses Gelände seit 2012 
konstruktiv begleitet. Mit den Planunterlagen werden u.a. zwei Artenschutzgutachten und ein 
Baumgutachten eingereicht, ein Entwurf des Umweltberichtes und ein Ausgleichskonzept 
liegen noch nicht vor. Zum nächsten Planungsschritt sind die Unterlagen weiter zu 
konkretisieren. Aufgrund des voraussichtlich umfangreichen naturschutzrechtlichen bzw. 
baurechtlichen Eingriffs, der voraussichtlich umfangreichen Waldumwandlungen, der 
umfangreichen Baumfällungen sowie der erforderlichen artenschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen empfiehlt die uNB, die Komplexität im Rahmen eines 
Grünordnerischen Fachbeitrages zu bewältigen.  
 
Voraussetzung für die Umsetzung der Planung ist die Entlassung der Wohnbauflächen aus 
dem Landschaftsschutz. Dafür muss ein LSG-Entlassungsverfahren unter Beteiligung der 
Naturschutzverbände durchgeführt werden. Zur Einleitung des Verfahrens sind folgende 
Antragsunterlagen in 7-facher Ausfertigung einzureichen: 
 

• aktueller Katasterauszug für das gesamte Plangebiet, Maßstab 1:2.000  
• Darstellung der derzeitigen LSG-Grenze und der zu entlassenden Fläche im Plan 
• Übersichtskarte 1:5.000 mit gekennzeichneter Fläche 
• Erläuterungsunterlagen: genaue Beschreibung des neuen Grenzverlaufes mit 

Flurbezeichnungen in Anlehnung an die Beschreibung in der Ursprungs-Verordnung 
• Begründung zur F-Planänderung (Entwurfsfassung) 
• Beantragter Grenzverlauf digital als shape-Datei 

 
Erst wenn das Entlassungsverfahren beendet ist (nach Kenntnisnahme durch den 
Hauptausschuss des Kreises), kann eine abschließende Stellungnahme der uNB zum F-/B-
Plan erfolgen und die Bauleitplanung in Kraft treten. 
 
Die LSG-Grenzen sind in den Planzeichnungen der Satzungen darzustellen. 
 
Für die Umsetzung der Planung ist eine Waldumwandlung in verschiedenen Teilbereichen 
von zusammengenommen vorläufig ca. 15.000m² notwendig. In der baumgutachterlichen 
Stellungnahme sind vage Angaben zur Lage der einzelnen umzuwandelnden Waldflächen 
und auch ungefähre Größenangaben zu finden. Zum nächsten Planungsschritt ist eine 
landschaftsplanerische Darstellung und Aufarbeitung (Bestandserfassung und Bewertung) 
der konkreten Eingriffe in den Wald vorzulegen. Gleiches gilt für alle anderen betroffenen 
Schutzgüter natürlich auch. Der Ausgleich für die Waldumwandlung soll extern erfolgen. Die 



 

 Seite 3 von 5 

Waldumwandlung, der erforderliche Ausgleich und die Ausgleichsflächen sind mit der uNB 
abzustimmen. 
 
Dem Baumgutachten ist zu entnehmen, dass vielerorts Baumgruppen außerhalb des 
festgelegten Waldes erhalten werden sollen. Das ist als Eingriffsminimierung grundsätzlich 
sehr zu begrüßen. Durch Freistellen von Baumgruppen und Entfernen des Unterwuchses 
soll an diesen Stellen eine erkennbare Trennung von Waldflächen und Nicht-Waldflächen 
erreicht werden (v.a. Baufelder Villen 3, 4, 6 und Bestandsgebäude Haus-Nrn. 28-30). Das 
Gutachten kommt zu dem vorläufigen Ergebnis, dass, die Zustimmung der Forstbehörde zu 
der zuvor genannten Erhaltung von Baumgruppen vorausgesetzt, dann nur ca. 120 
Einzelbäume außerhalb des Waldbereiches gefällt werden müssen. Zum nächsten 
Planungsschritt sollte der tatsächliche Umfang der erforderlichen Baumfällungen benannt 
werden können. Der Ausgleich für die Einzelbaumfällungen soll nach der 
Baumschutzsatzung der Gemeinde geregelt werden. Der Regelung nach 
Baumschutzsatzung kann zugestimmt werden. 
 
Den beiden Artenschutzgutachten Fledermauserfassung und artenschutzrechtliche 
Betrachtung von Herrn Leupolt, 25.02.2022 und der Faunistischen Bestandserfassung und 
Potenzialanalyse und Artenschutzuntersuchung von Herrn Lutz, 09.12.2021 kann gefolgt 
werden. Den darin genannten artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen kann zugestimmt werden. Im Zuge der Umsetzung der Planung 
werden lt. Gutachten ggf. weitere Maßnahmen erforderlich, u.a. Besatzkontrolle vor Fällung 
von größeren Bäumen (i.d.R. ab Stammdurchmesser 50cm) zeitlich unmittelbar vor der 
Fällung. Gleiches gilt auch für den Fall, dass dem Vorschlag Erhaltung der Baumgruppen 
durch Freistellen forstbehördlicherseits nicht zugestimmt werden kann und diese 
Baumgruppen auch noch gefällt werden müssen. Die Gutachten sind dann ggf. weiter zu 
konkretisieren. 
 
Die artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen sollen lt. Kap. 4.5 der Begründung im 
weiteren Verfahren vertraglich zwischen der Eigentümerin und der Gemeinde und / oder 
über Festsetzungen geregelt werden. Die Vorschläge sind weiter zu konkretisieren. Sofern 
externe Ausgleichsflächen nicht durch die Gemeinde bereitgestellt werden, hat eine 
grundbuchliche Sicherung zu erfolgen. Sofern Maßnahmen über städtebauliche Verträge 
geregelt werden sollen, sind die Verträge zum nächsten Planungsschritt als 
Abwägungsmaterial mit einzureichen. 
 
 
2.Wasserwirtschaft: 
Mit der Planänderung soll Wohnbebauung auf einem früher als Lungenheilanstalt und 
Pflegeheim genutzten Areal ermöglicht werden. 
 
2.1 
Schmutzwasser: 
Anfallendes Schmutzwasser wird nach den Neubaumaßnahmen weiterhin an die kommunale 
Schmutzwasserkanalisation abgegeben. 
 
2.2 
Niederschlagswasser: 
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Ein mit der unteren Wasserbehörde Stormarn abgestimmtes Entwässerungskonzept befindet 
sich derzeit in Aufstellung.  
In Anlehnung an A RW-1 werden darin Maßnahmen aufgezeigt, die zu einer Minimierung der 
Regenwasserableitung in die weiterführenden Gewässer führen.  
 
Vorbehaltlich der Übernahme und Umsetzung des Entwässerungskonzepts bestehen gegen 
den B-Plan 48 sowie die 25. Änderung des F-Planes keine Bedenken. 
 
 
3.Bodenschutz: 
3.1 Zum nachsorgenden Bodenschutz: 
Im Rahmen der Untersuchungen der Firma Steinfeld + Partner vom 09.12.21 
(Großhansdorf, Klinikweg - Neubau von 6 MFH - 1. Bericht - Baugrundbeurteilung 
und orientierende Schadstoffuntersuchung - B-Plan Nr.48.) wurden Bodenbelastung 
durch die Schadstoffgruppe PAK festgestellt. Hiervon ist nach bisherigen 
Kenntnisstand vorrangig der südliche Grundstücksbereich betroffen. Die Belastungen 
wurden in den aufgefüllten Sanden bis 1,8 m u GOK festgestellt. Es handelt sich um 
entsorgungsrelevante Böden (Z2). Es ist von Belastungen im Maßstab von 4 bis 16 
mg PAK/kg auszugehen. Es kann von einer betroffenen Fläche von > 40.000 m² 
ausgegangen werden. Die bis dato erfolgten Untersuchungen haben auf Grund der 
Bildung von Mischproben nur einen sehr grob orientierenden Charakter. Die lokale 
Situation vor Ort kann erheblich abweichen. 
Zukünftige Baumaßnahmen sind von einem Bodengutachter zu begleiten. Das 
konkrete Bodenmanagementkonzept ist vorab mit der unteren Bodenschutzbehörde 
abzustimmen. 
 
3.2 Zum vorsorgenden Bodenschutz: 
Keine Bedenken. 
 
3.3 Hinweise der unteren Wasserbehörde: 
Beim Bau von ggf. Erdwärmesondenanlagen sind ebenfalls die Bodenbelastungen 
vom Gutachter zu berücksichtigen. 
Es ist eine offene Wasserhaltung geplant. Ein entsprechender Antrag ist bei der 
unteren Wasserbehörde zu stellen. 
Ggf. erfolgt noch eine gesonderte Stellungnahme der unteren Wasserbehörde (FD 
45). 
 
 
4.Brandschutz: 
Gegen die Realisierung der oben genannten Bauleitpläne bestehen aus Sicht des 
verbeugenden Brandschutzes keine grundsätzlichen Bedenken. 
Nachfolgend aufgeführte Hinweise sind jedoch zu berücksichtigen: 
Nach § 2 BrSchG haben die Gemeinden für eine ausreichende Löschwasserversorgung zu 
sorgen. Der Löschwasserbedarf ist durch die Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen 
festzulegen. Bei der Bemessung einer ausreichenden Wasserversorgung zur wirksamen 
Brandbekämpfung kann das Merkblatt W 405 des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e.V. (DVGW) in der jeweils geltenden Fassung als technische Regel 
herangezogen werden. 
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6.Denkmalschutz: 
Im o.g. Plangebiet befinden sich Kulturdenkmale. Denkmalpflegerische Belange werden von 
daher berührt. Folgende Denkmale befinden sich im Plangebiet: 
 
Großhansdorf Eilbergweg 22 - 

32 
  Turnhalle D Ez 28768 

Großhansdorf Eilbergweg 22 - 
32 

0 Sachgesamtheit: ehem. 
Kinderheilstätte 

D Gr-
A 

38543 

Großhansdorf Eilbergweg 22 - 
32 

1 ehem. Schulkinderhaus D kEz 28823 

Großhansdorf Eilbergweg 22 - 
32 

2 Park D kEz 29052 

Großhansdorf Eilbergweg 22 - 
32 

3 Lindenrondell D El-
kEz 

53007 

Großhansdorf Eilbergweg 22 - 
32 

4 Teiche D El-
kEz 

53008 

 
 
Die Denkmale sind im B-Plan verzeichnet. Weiterhin ist der Hinweis auf die 
Genehmigungspflichten gemäß § 12 Abs.1 und 3 DSchG SH in den Textteil B 
aufzunehmen. Die Untere Denkmalschutzbehörde ist bei der weiteren Planung zu 
beteiligen 
 

• §12 Absatz 1.1 Die Instandsetzung, Veränderung und die Vernichtung eines 
unbeweglichen Kulturdenkmals bedarf, neben einer möglichen Genehmigung 
anderen Rechts, einer denkmalrechtlichen Genehmigung § 12 (1) DSchG.  

• §12 Absatz 1.3 die Veränderung der Umgebung eines unbeweglichen 
Kulturdenkmals, wenn sie geeignet ist, seinen Eindruck wesentlich zu beeinträchtigen 
bedarf der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde (UD). 
 

 




